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					Vorwort der Herausgeber*innen

				Wir stehen in Deutschland an einem Punkt, an dem es nicht mehr ausreicht, auf einzelne Bedrohungen von Grundrechten hinzuweisen. Die Ausübung ziviler Freiheiten wird offensiv und mit bislang nie dagewesener Intensität behindert oder verboten. So knüpft der Staat entgegen der im Grundgesetz garantierten Meinungsneutralität die Ausübung von bürgerlichen Rechten zunehmend an bestimmte Überzeugungen. Im Versammlungsrecht, beim Umgang mit Meinungsäußerungen oder im Staatsangehörigkeitsrecht: Illiberales Staatshandeln richtet sich nicht mehr nur gegen rechtswidrige oder auch – was problematisch genug wäre – radikale Formen des Freiheitsgebrauchs, sondern immer stärker gegen bestimmte Meinungsinhalte.
Im Mai 2024 wurde ein Kongress in Berlin nach wenigen Minuten geräumt, ohne dass es seitens der Teilnehmenden zu rechtswidrigen Handlungen gekommen wäre. Die Polizei hatte folgsam die Anweisung des Regierenden Bürgermeisters ausgeführt, die Veranstaltung auf jeden Fall zu verhindern. In einem derartigen politischen Klima wundert es nicht, dass auf Berliner Straßen auch die Brutalität der Polizei gegenüber Demonstrierenden wächst.
Die neue Gesinnungskontrolle trifft Marginalisierte und Migrant*innen besonders. In Bayern wurde einem palästinensischen Syrer die Einbürgerung verweigert, weil er sich nicht der deutschen »Staatsräson« unterwerfen wollte. Insbesondere unter diesem Begriff maßt sich die Bundesregierung an, für alle Staatsbürger*innen verbindliche Auffassungen festzulegen und die bürgerlichen Freiheiten einzuschränken. In einer Demokratie bestimmen wechselnde Mehrheiten über Zusammensetzung und politische Ausrichtung der Regierung, während die Verfassung nicht zuletzt grundlegende Entscheidungen zum Schutz von Minderheiten trifft. In diesem Gefüge kann die »Staatsräson« kein rechtliches Konstrukt sein. In ihr kommt eine kritiklose Unterstützung Israels und seiner Sicherheitsinteressen zum Ausdruck, die rein politischer Natur ist. Ihr eine gesetzesdurchbrechende Wirkung zuzusprechen oder sie als in der Verfassung verankert anzusehen, ist mit dem Grundgesetz unvereinbar.
Politiker*innen nutzen, etwa durch automatisiertes Anzeigen von Banalitäten wie Beleidigungen, Ermittlungsressourcen, die an anderer Stelle fehlen. Wegen eines eher harmlosen Internetposts rückt die Polizei aus, während Betroffene von psychischer Gewalt auf den digitalen Plattformen der sich wie Könige aufführenden Multimilliardäre kaum staatlichen Schutz erwarten können.
Der Ton ist rau wie lange nicht mehr. Gegenüber Minderheiten und Migrant*innen fallen die letzten Hemmungen. Geflüchtete werden durch die Einführung einer Bezahlkarte gegängelt, ohne dass überhaupt nachgewiesen worden ist, dass sie erhaltene Leistungen in nennenswertem Umfang in ihre Herkunftsländer überweisen. Gleichzeitig sind sie von teils massiven Kürzungen betroffen; sogenannte Dublin-Geflüchtete haben gar keinen Anspruch mehr auf Leistungen. Der Familiennachzug zu subsidiär Schutzberechtigten ist im Bundestagswahlkampf ins Zentrum einer verbal entgleisenden Migrationsdebatte gerückt, in der sich die politischen Kontrahent*innen mit Forderungen nach Einschränkung und Abschaffung von grundrechtlichen Freiheiten Schutzsuchender gegenseitig zu überbieten versuchten. Die Rede von »Remigration«, die nach Bekanntwerden des sogenannten Geheimtreffens von Potsdam Anfang 2024 noch einen Schock auslöste, ist mittlerweile Normalität geworden. Menschen auf der Flucht tauchen in der politischen Debatte kaum noch als Individuen mit unveräußerlichen Rechten auf, sondern meistens als eine Belastung, der es mit Erniedrigung, Zurückweisung, Inhaftierung und Vertreibung zu begegnen gilt. Im Zuge dieser Entmenschlichung wird nicht einmal mehr der Schein gewahrt, dass der Staat von der gleichen unantastbaren Würde aller Menschen ausgeht. Die Kürzung von Sozialleistungen für Menschen mit temporärem Aufenthaltsstatus, der weitere Abbau des individuellen Rechts auf Asyl und Flüchtlingsschutz im Zuge der Reform des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems (GEAS) und die Ausweitung der Abschiebungshaft sind nur einige der Maßnahmen, über die wir in diesem Jahr berichten. Das Attentat von Solingen wurde zur Verabschiedung eines rassistischen und autoritären »Sicherheitspakets« missbraucht, das gefühlte Sicherheitslücken mit rechtsstaatswidrigen Maßnahmen zu schließen versucht. Gewaltverbrechen wie in Mannheim oder Magdeburg werden hetzerisch instrumentalisiert, während die häufigen Tötungen von Frauen durch ihre männlichen (Ex-)Partner in Deutschland kaum öffentliche Aufmerksamkeit erhalten, solange die Täter nur weiß gelesen und nicht muslimischen Glaubens sind.
Zur neuen Härte passt die Rekordzahl an Personen, die in einem Jahr nach polizeilichen Maßnahmen ums Leben kamen. Oft handelt es sich dabei um Menschen, die sich in psychischen Ausnahmesituationen befanden. Für sie ist die Polizei, die oft zu ihrer Hilfe gerufen wird, kein Schutz, sondern eine Gefahr. Dass gleichzeitig schockierende Fälle von Folter im bayerischen Justizvollzug ans Licht kommen, zeigt, wie unverhohlen Staatsdienende ihre Bindung an Gesetz und Verfassung teils ignorieren. Einen Höhepunkt erreichte die Rechtsverweigerung, als die Behörden der Länder Berlin und Bayern einen nächtlichen Helikopterflug nutzten, um zu verhindern, dass sich eine antifaschistische Aktivistin rechtlich gegen die Auslieferung nach Ungarn wehren konnte. Als das Bundesverfassungsgericht am nächsten Morgen die Überstellung vorläufig untersagte, hatten die Behörden bereits Tatsachen geschaffen.
Die zu beobachtende Militarisierung von Gesellschaft und Außenpolitik schränkt nicht zuletzt die Wissenschaftsfreiheit ein. Schulen und Hochschulen in Bayern werden seit 2024 von Gesetzes wegen zu einer Zusammenarbeit mit der Bundeswehr gedrängt. Von einem »Freiraum Universität« kann keine Rede mehr sein, seit bei inneruniversitären Auseinandersetzungen immer häufiger die Polizei herbeigeordert wird. In unseren Berichtzeitraum fällt auch der Versuch der ehemaligen Bundesbildungsministerin Bettina Stark-Watzinger, die Mittelvergabe zur Wissenschaftsförderung an politische Gefälligkeiten zu knüpfen. Das zeigt, wie sehr staatliche Repräsentant*innen mittlerweile bereit sind, offen und ohne Scham den Kern grundrechtlicher Gewährleistungen zu missachten.
Im Abstammungsrecht oder bei Fragen der körperlichen Selbstbestimmung und der Abtreibung, wo viele auf rechtliche Verbesserungen gehofft hatten, ging es 2024 kaum voran. Gar keinen Schritt nach vorn gab es beim Thema Wohnen: Mieter*innen erfahren keinen Schutz vor explodierenden Mieten in Städten, denn die vereinbarte Fortsetzung der Mietpreisbremse brachte die »Fortschrittskoalition« nicht zustande. Im gleichen Zeitraum entschied das Bundesverfassungsgericht zum BAFöG, dass die Förderung nicht existenzsichernd sein müsse, weil Studierende stattdessen auch arbeiten könnten. Es steht zu befürchten, dass angesichts der angespannten Haushaltslage und des Diktats der Schuldenbremse bald der große Angriff auf den verbleibenden Sozialstaat beginnt.
In den enger werdenden Freiheitsräumen einer autoritär-populistischen Wende ist es nun an uns, umso konsequenter für die Bewahrung und Ausweitung von Grund- und Menschenrechten zu kämpfen. Es gilt nichts anderes als das, was die Holocaustüberlebende Esther Bejarano über den Kampf der Zivilgesellschaft gegen Nazis gesagt hat: Auf den Staat können wir uns dabei nicht verlassen.

					Artikel 1 (1) Die Würde des Menschen ist unantastbar.

				
					
						Andrea Kothen

						Bezahlkarte für Geflüchtete

						Elektronische Repression ohne jeglichen Nutzen

					
					Ende 2023 vereinbarten die Ministerpräsident:innen der Bundesländer, an schutzsuchende Menschen Bezahlkarten statt Bargeld auszugeben. Dies ist eine der Maßnahmen, mit denen die Zahl der Geflüchteten »deutlich und nachhaltig« gesenkt werden soll, wie es im Beschluss vom 6. November 2023 heißt. Wie schon in den 1990er und 2000er Jahren, als es statt finanzieller Unterstützung nur Essenspakete, Einkaufsgutscheine oder Chipkarten gab, setzt die deutsche Politik damit wieder auf Abschreckung durch Restriktionen bei staatlichen Sozialleistungen.

					Die Bezahlkarte ist eine Debit-Guthabenkarte mit stark eingeschränkten Zahlungsfunktionen. 14 der 16 Bundesländer verabredeten ein gemeinsames Bezahlkartenmodell. Bayern, Hamburg und einzelne Kommunen starteten schon ab Ende 2023 unterschiedliche Pilotprojekte. Im Frühjahr 2024 wurde die Bezahlkarte von der Ampel-Regierung im Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) bundesgesetzlich verankert. Nun wird sie nach und nach umgesetzt.

					
						
							Vielfältige Alltagsprobleme

						
						Von Beginn an zeigte sich sehr schnell: Die Bezahlkarte bedeutet wegen ihrer eingeschränkten Einsatzmöglichkeit für die Betroffenen vor allem Aufwand, verursacht beträchtliche technische Umsetzungsprobleme und, entgegen der Behauptung der Bundesregierung, eine erhebliche Mehrarbeit für die Verwaltung. Die Einschränkungen beginnen bei der Bargeldobergrenze: Maximal 50 Euro soll, so will es die Mehrzahl der Bundesländer, eine erwachsene Person abheben können. Wegen des knappen Bargelds ist das Bezahlen auf Flohmärkten, im Landbus oder in der Schule damit häufig nicht (mehr) möglich, da dort die Bezahlkarte nicht verwendet werden kann. Kleinere Geschäfte nehmen sie wegen der damit verbundenen Händlerkosten oft nicht an, bisweilen funktioniert die Karte an der Kasse aufgrund eines technischen Fehlers nicht. In manchen Landkreisen ist die Karte regional beschränkt und so für einen Besuch in anderen Postleitzahlenbezirken nicht »freigeschaltet«. Überweisungen und Lastschriftverfahren sind mit der überwiegend eingesetzten Karte (bislang) nicht möglich. Vertragsabschlüsse, Gebühren- oder Ratenzahlungen – etwa an eine Anwältin oder den Sportverein – sind so nicht machbar. In Bundesländern wie Bayern, die eine eigene Bezahlkarte einsetzen, können einzelne Überweisungen auf Antrag von der Sozialbehörde zugelassen werden, was aber nicht nur einen immensen Aufwand darstellt, sondern auch datenschutzrechtlich hochproblematisch ist.

						Wegen dieser Probleme gibt es eine wachsende Zahl von engagierten Ehrenamtlichen, die Geflüchtete durch Tauschgeschäfte und Bargeld mit dem Nötigsten versorgen. Auch diese vor allem symbolische Solidarität gab es schon in den 1990er und 2000er Jahren. Sie bewies einen langen Atem und war politisch letztlich erfolgreich.

						Mit der Bezahlkarte wird den Betroffenen gezielt die Freiheit genommen, eigenverantwortlich und ungehindert ihre Bedarfe zu decken. So bricht das System mit dem ersten Gebot der Verfassung, der Wahrung der Menschenwürde. Das Recht auf ein menschenwürdiges Existenzminimum gilt für alle Menschen, auch für Geflüchtete. 2012 stellte das Bundesverfassungsgericht erstmals fest (Urteil vom 18.7.2012, Az. 1 BvL 10/10 und 1 BvL 2/11): »Die in Art. 1 Abs. 1 Grundgesetz garantierte Menschenwürde ist migrationspolitisch nicht zu relativieren.« Zudem dürfe der Gesetzgeber »bei der konkreten Ausgestaltung existenzsichernder Leistungen nicht pauschal nach dem Aufenthaltsstatus differenzieren«. Beides ist hier aber der Fall.

					
					
						
							Eine faktenarme Debatte

						
						Der Einführung der Karte vorausgegangen waren monatelange öffentliche Angriffe gegen die Versorgung Geflüchteter. Die Falschbehauptung von CDU-Chef Friedrich Merz im September 2023 über ihre angebliche zahnärztliche Vorzugsbehandlung war der Höhepunkt einer faktenarmen Debatte. Um die »Zuwanderung einzudämmen«, so der bayerische Ministerpräsident Markus Söder (CSU), müsse man die »finanziellen Anreize« deutlich senken. Ins gleiche Horn stießen etwa Bundesjustizminister Marco Buschmann und Bundesfinanzminister Christian Lindner (beide FDP). Auch wurde ohne Evidenz behauptet, Bezahlkarten würden Auslandsüberweisungen an Verwandte oder an »Schlepper« verhindern.

						Bis heute wurde keine dieser Behauptungen durch Fakten oder auch nur nachvollziehbare Anhaltspunkte untermauert. Im Gegenteil: Die Argumente renommierter Wissenschaftler:innen und die Einwände von Menschenrechtler:innen gegen die Einführung der Bezahlkarte wurden in der aufgeheizten Debatte nicht zur Kenntnis genommen. Dazu gehört etwa die Erkenntnis, dass Menschen, die vor Krieg, Gewalt oder existenzieller Not fliehen, sich von sozialpolitischer Gängelung nicht abschrecken lassen; dass sie sich ihren Zufluchtsort nicht nach Höhe oder Form der Sozialleistungen aussuchen (können); dass es keine belastbaren Hinweise auf relevante Geldströme in die Herkunftsländer von Asylsuchenden gibt; dass die Sozialleistungen für Asylsuchende gar nicht hoch genug sind, um relevante Summen an die Familie zu schicken; oder dass die Bezahlkarte negative Auswirkungen auf Integration und Teilhabe der Geflüchteten haben kann (siehe DIW-Studie 2024).

					
					
						
							Sozialstaat in Gefahr

						
						Mehr noch als alle substanzlosen Argumente für die Bezahlkarte muss die Ignoranz erschrecken, mit der die Verantwortlichen alle verfassungsrechtlichen Bedenken schlicht übergangen haben. Schon das erklärte Motiv der Abschreckung von Geflüchteten macht die Bezahlkarte mutmaßlich verfassungswidrig. Überdies liegt eine Ungleichbehandlung gegenüber anderen Leistungsempfänger:innen vor.

						PRO ASYL und die Gesellschaft für Freiheitsrechte (GFF) erstritten 2024 in sozialgerichtlichen Eilverfahren in Hamburg, Nürnberg und Chemnitz erste Entscheidungen gegen die pauschalen Bargeldobergrenzen. Etwa das Sozialgericht Nürnberg kritisierte, dass die zuständige Behörde gesetzeswidrig keine einzelfallbezogene Ermessensentscheidung getroffen hatte (Beschluss vom 30.7.2024, Az. S 11 AY 15/24 ER). Nach den Eilverfahren sind inzwischen auch die ersten regulären Klagen an den Sozialgerichten anhängig.

						Die Bezahlkarte war 2024 nicht die einzige verfassungsrechtlich problematische Verschärfung der sozialen Lage Geflüchteter. Die Zeit, in der geflüchtete Menschen mit den reduzierten Grundleistungen des AsylbLG, vor allem mit Beschränkungen bei der Gesundheitsversorgung leben müssen, wurde Anfang 2024 von 18 auf 36 Monate verdoppelt (siehe Lena Frerichs/Sarah Lincoln in diesem Band). Im Oktober 2024 wurde die völlige Streichung der Sozialleistungen für Geflüchtete während des Asyl-Zuständigkeitsverfahrens in Gesetzesform gegossen. Auch diese Verschärfungen wurden gegen alle Vernunft, gegen das Verfassungsrecht und auch gegen die Einwände von Zivilgesellschaft, Expert:innen und Wissenschaft beschlossen. Es sind also Demokratinnen und Demokraten, die Grundprinzipien unserer Demokratie und Verfassung in Frage stellen. Es bleibt zu hoffen, dass Gerichte, grundgesetztreue Politiker:innen und eine aktive Zivilgesellschaft dem Spuk bald ein Ende bereiten.

						
							
								Literatur

							
							
								Pro Asyl: So läuft das nicht: Die lange Liste der Probleme mit der Bezahlkarte, 9.10.2024, www.proasyl.de/news/so-laeuft-das-nicht-die-lange-liste-der-probleme-mit-der-bezahlkarte/.

								Gesellschaft für Freiheitsrechte: Mit der Bezahlkarte unter das Existenzminimum, 2024 www.freiheitsrechte.org/themen/gleiche-rechte-und-soziale-teilhabe/bezahlkarte.

								Brücker, Herbert: Wissenschaftliche Einschätzung der Bezahlkarte für Geflüchtete, DeZIM-Institut, Stellungnahme v. 8.4.2024.

							

						
					
				
					Artikel 2 (1) Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit.

				
					
						Anna Luczak

						Verfassungsrechtliche Grenzen der polizeilichen Überwachung

					
					Im Jahr 2024 haben Verfassungsgerichte erneut Polizeigesetze teilweise für verfassungswidrig erklärt. Während der sächsische Verfassungsgerichtshof (SächsVerfGH) in seinem Urteil vom 25. Januar 2024 (Az. Vf. 91-II-19) über verschiedene heimliche Maßnahmen und die Speicherung von Daten zum Zweck der Gefahrenabwehr nach dem sächsischen Polizeivollzugsdienstgesetz (SächsPVDG) entschieden hat, war das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) vorrangig in Bezug auf die Speicherung von Daten nach dem Bundeskriminalamtgesetz (BKAG) angerufen worden. Insoweit stellt das Urteil des BVerfG vom 1. Oktober 2024 (Az. 1 BvR 1160/19) eine Ergänzung seines Urteils zu den Befugnisnormen für heimliche Maßnahmen im BKAG aus dem Jahr 2016 (Az. 1 BvR 966/09 u.a.) dar.

					Der verfassungsrechtliche Maßstab, an dem beides – heimliche Überwachung und Speicherung gewonnener Daten – gemessen wird, ist das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung nach Artikel 2 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 1 Absatz 1 GG. Nach der Grundsatzentscheidung des BVerfG zum Recht auf informationelle Selbstbestimmung von 1983 (BVerfGE 65, 1; bekannt als »Volkszählungsurteil«) schützt dieses Grundrecht bereits davor, dass Bürger*innen in ihrem Verhalten von der Sorge getrieben werden, dass sie von staatlicher Seite beobachtet werden. Es soll nicht so weit kommen, dass Bürger*innen nicht mehr wissen können, wer was wann und bei welcher Gelegenheit über sie weiß. Denn eine solche Unsicherheit kann dazu führen, dass Bürger*innen sich nicht mehr frei verhalten.

					Das Polizeirecht, mit dem sich die Verfassungsgerichte im Jahr 2024 beschäftigt haben, stellt dieses Freiheitsrecht in Frage. Denn beides, die Ausweitung heimlicher Befugnisse im Polizeirecht und die Speicherung heimlich oder offen erhobener Daten in polizeilichen Datenbanken, geht damit einher, dass Unklarheit darüber herrscht, was der Staat wann über eine*n Bürger*in weiß.

					
						
							Heimliche Maßnahmen

						
						Das BVerfG hatte – nachdem es in seiner Entscheidung zum BKAG aus dem Jahr 2016 bereits eine Vielzahl heimlicher Maßnahmen für verfassungswidrig erklärt hatte – aktuell nur noch über die heimliche Überwachung eines bestimmten Personenkreises zu entscheiden: die sogenannten Kontaktpersonen. Das sind Personen, gegen die selbst kein Verdacht terroristischer Aktivitäten besteht, die aber in einem Näheverhältnis zu einer Person stehen, bei der dies der Fall ist – Personen wie die Rechtsanwältinnen, die die Verfassungsbeschwerde erhoben hatten, weil sie Mandate im Bereich von Terrorismusverdachtsfällen führen. Auf solche Kontaktpersonen konnten Verdeckte Ermittler oder Vertrauenspersonen angesetzt werden, sie konnten über 24 Stunden ohne Unterbrechung oder an mehr als zwei Tagen observiert werden, und es konnten GPS-Geräte oder Mikrophone in ihren Fahrzeugen oder Kameras gegenüber ihren Haustüren angebracht werden. Das BVerfG hat nun entschieden, dass die Regelung in der bestehenden Form nicht verhältnismäßig und daher verfassungswidrig ist.
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